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         Normalarbeitsverhältnisse

         Normale Arbeitsverhältnisse sind weiterhin die Regel

         Von Michael Arnold, Anselm Mattes und Gert G. Wagner

         Seit den 80er Jahren ist die Zahl jener Personen im erwerbsfähigen Alter, die keiner
            bezahlten Beschäftigung nachgehen, in (West-)Deutschland deutlich zurückgegangen.
            Entsprechend ist unter den 18- bis 67-Jährigen der Anteil derjenigen ohne Job gesunken.
            Dieser Beschäftigungszuwachs fand vor allem zugunsten der geringfügigen Beschäftigung
            oder einer Tätigkeit als Solo-Selbständige/r statt und weniger bei den normalen Arbeitsverhältnissen.
            Die vorliegende Analyse auf Basis der Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)
            zeigt aber auch, dass der Anteil der Normalarbeitsverhältnisse an allen Erwerbsfähigen
            nicht abgenommen hat. Personen, die einer atypischen Beschäftigung nachgehen, sind
            spezifischen Risiken ausgesetzt. Um dem Trend zu diesen Beschäftigungsverhältnissen
            entgegenzuwirken, sind verschiedene Maßnahmen denkbar. Dazu gehören ein Ausbau der
            Kinderbetreuung, die Abschaffung der Sonderregeln für Mini-Jobs sowie eine Versicherungspflicht
            für Alter und Unfall für bislang nicht abgesicherte Selbständige.
         

         Folgt man dem politischen Feuilleton, so stirbt die sogenannte Mittelschicht1 in Deutschland aus und die prekäre Beschäftigung wird mehr und mehr zur Norm.2 Dieser empirische Befund beruht auf der Mitte der 80er Jahre vom Soziologen Ulrich
            Beck entwickelten These von der Risikogesellschaft (1986).3 Er diagnostizierte, dass mit dem Ende der Vorherrschaft industrieller Produktionsweisen
            die durch Sozialstaat und Sozialpartnerschaft geformten und geordneten ökonomischen
            Rahmenbedingungen immer mehr an Bedeutung verlören und zu einer Risikogesellschaft
            führten. Der Prozess schien naturgesetzlich vorgezeichnet zu sein. Etliche Parteien,
            Gewerkschaften oder auch Kirchen richteten fortan ihre Strategien immer mehr auf den
            vermeintlich immer größer werdenden unteren Rand der Gesellschaft aus. 
         

         Der 2001 erstmals vorgelegte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung4 thematisiert zwar nicht nur den unteren Rand der Gesellschaft, sondern ausdrücklich
            auch die oberste Schicht. Dadurch geriet die Mitte allerdings noch mehr aus dem Fokus
            von Öffentlichkeit und Politik. Die Mitte der Gesellschaft wird vielmehr – nicht zuletzt
            aufgrund schwankender oder sinkender Einkommensanteile – immer wieder „unter Druck“
            gesehen.5

         Wer gehört zur ArbeitnehmerInnen-Mitte?

         In diesem Bericht wird ein Aspekt der Entwicklung der Sozialstruktur seit 1984 in
            der Bundesrepublik Deutschland nachgezeichnet.6 Der Fokus liegt auf den normalen oder typischen Arbeitsverhältnissen abhängig Beschäftigter.
            Die Einkommensentwicklung wird nicht betrachtet.7 In den Blick genommen wird die Erwerbsbevölkerung, das heißt alle Personen im Alter
            von 18 bis 67 Jahren.8 Datenbasis ist die Langzeiterhebung Sozio-oekonomiches Panel (SOEP).9 Da das SOEP im Jahr 1984 in Westdeutschland begonnen wurde, ist damit der Anfangszeitpunkt
            der Analyse markiert. Die Mitte der 80er Jahre sind auch ein inhaltlich guter Startpunkt,
            da zu dieser Zeit in Westdeutschland kaum über eine Prekarisierung des Arbeitsmarkts
            diskutiert wurde. Das Normalarbeitsverhältnis wurde noch als dominierend angenommen.
            Dass viele Ehefrauen nicht erwerbstätig waren, wurde aber keineswegs als Ideal angesehen,
            sondern zunehmend, auch im Hinblick auf ihre Alterssicherung, diskutiert.10 Prekäre Beschäftigung gab es vermutlich reichlich, aber sie wurde statistisch nicht
            erfasst, da sie sich komplett im informellen Sektor abspielte (zum Beispiel bei haushaltsnahen
            Dienstleistungen).11

         Als Beschäftigte in einem Normalarbeitsverhältnis gelten hier diejenigen Erwerbstätigen,
            die 
         

         
            	als ArbeitnehmerInnen (einschließlich BeamtInnen) voll- oder teilzeiterwerbstätig
               sind (ab 18 Stunden pro Woche),
            

            	sich in einer Berufsausbildung befinden,

            	an einer beruflichen Weiterbildungsmaßnahme teilnehmen,

            	oder im Mutterschutz beziehungsweise in Elternzeit sind.

         

         Personen, die sich in einer Weiterbildung beziehungsweise im Mutterschutz/in Elternzeit
            befinden, werden als ArbeitnehmerInnen gezählt, da sie arbeitsmarktnah sind. Im Mutterschutz
            beziehungsweise während der Elternzeit liegt definitionsgemäß ein Arbeitsverhältnis
            zugrunde.
         

         Solo-Selbständige sind keine abhängig Beschäftigten, aber oft nur für einen Auftraggeber
            tätig und mitunter sogar in dessen Betriebsablauf integriert. Deswegen werden sie
            hier als eigene Gruppe ausgewiesen.12

         In diesem Bericht geht es um die Mitte der erwerbstätigen Bevölkerung und deren quantitative
            Entwicklung. Im Fokus steht dabei die Frage, ob gesamtwirtschaftlich betrachtet normale
            Beschäftigung durch prekäre Beschäftigung zurückgedrängt wurde.13

         Leiharbeit kann anhand der verwendeten Daten nicht identifiziert werden. Die Zahl
            der bei den Leiharbeitsfirmen Beschäftigen ist zwar stark gestiegen – nach Abgaben
            der Bundesagentur für Arbeit von 30000 im Jahr 1984 auf etwa 800000 im Jahr 2016.14 Dennoch beträgt ihr Anteil an allen Beschäftigten nur etwa zwei Prozent. Das Bild
            über die Entwicklung der hier betrachteten Normalarbeitsverhältnisse wird dadurch
            nicht beeinflusst, wohl aber das Ausmaß unsicherer Arbeitsverhältnisse unterschätzt.
            
         

         Alle Auswertungen sind deskriptiv, das heißt es wird kein Versuch unternommen, die
            Entwicklungen statistisch in einzelne Komponenten zu zerlegen und darauf basierend
            Kausalaussagen und Prognosen zu treffen. Ziel der Untersuchung ist es, einen differenzierten
            und teilweise neuen Blick auf die Entwicklungen zu werfen, die in den letzten Jahr(zehnt)en
            sehr spezifisch betrachtet wurden.
         

         Empirische Ergebnisse

         Bezogen auf die Gesamtbevölkerung waren im Jahr 2013 etwa 40 Prozent in Normalarbeitsverhältnissen
            beschäftigt. Davon waren knapp 75 Prozent Vollzeitbeschäftigte, gut zehn Prozent regulär
            Teilzeitbeschäftigte und knapp fünf Prozent befanden sich in einer Lehre. Knapp zehn
            Prozent absolvierten eine Weiterbildung oder nahmen eine Elternzeit in Anspruch (Abbildung 1). Gut drei Prozent der Gesamtbevölkerung waren Solo-Selbständige, die als eigene
            Kategorie ausgewiesen werden. 
         

         
            Abbildung 1

            Normale ArbeitnehmerInnen1 in Deutschland (2013)
            

            In Prozent

            [image: ]

            1  Gewichtete Werte.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Bezogen auf die Gesamtbevölkerung sind mehr als 40 Prozent der Menschen in Deutschland
               im Jahr 2013 normale ArbeitnehmerInnen.
            

         

         Befristete Beschäftigung wird vielfach zu prekärer Beschäftigung gezählt. Im Jahr
            2013 machten laut SOEP befristete Arbeitsverhältnisse etwa zwölf Prozent aller normalen
            Arbeitsverhältnisse in Vollzeit und 18 Prozent in Teilzeit aus. Der Anteil ist seit
            dem Jahr 2000 nicht gewachsen.15

         Bezogen auf die Erwerbsstruktur der Bevölkerung im Alter von 18 bis 67 Jahren unterscheiden
            sich Ost- und Westdeutschland nur noch geringfügig (Abbildung 2). Immer noch gibt es in Ostdeutschland mehr Vollzeiterwerbstätige und etwas mehr
            Nichterwerbstätige.
         

         
            Abbildung 2

            Verteilung der erwerbsfähigen1 Bevölkerung nach West- und Ostdeutschland (2013)
            

            In Prozent
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            1  Gewichtete Werte; Erwerbsfähige umfassen die Bevölkerung im Alter von als 18 bis
               67 Jahren.
            

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            West- und Ostdeutschland unterscheiden sich hinsichtlich der Erwerbsstruktur der Bevölkerung
               nur wenig.
            

         

         Eine nach Geschlecht differenzierte Betrachtung zeigt, dass nach wie vor mehr Frauen
            als Männer nicht erwerbstätig sind und dass Frauen häufiger einer „sonstigen Erwerbstätigkeit“
            nachgehen – das heißt vor allem einer abhängigen Beschäftigung mit kurzer Arbeitszeit
            (Abbildung 3). Entsprechend groß ist der Unterschied mit Blick auf die Vollzeiterwerbstätigkeit
            zwischen den Geschlechtern. 
         

         
            Abbildung 3

            Verteilung der erwerbsfähigen1 Bevölkerung nach Geschlecht (2013)
            

            In Prozent
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            1  Gewichtete Werte; Erwerbsfähige umfassen die Bevölkerung im Alter von als 18 bis
               67 Jahren.
            

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Nach wie vor sind deutlich mehr Männer als Frauen Vollzeit erwerbstätig.

         

         Anteil der normalen Beschäftigungsverhältnisse an allen Erwerbsfähigen über die Zeit
            nicht gesunken
         

         Bei der Betrachtung über die Zeit seit 1984 ist die deutsche Wiedervereinigung zu
            berücksichtigen (Abbildung 4). Mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik stieg die Bevölkerungszahl der Bundesrepublik
            Deutschland von etwa 60 Millionen auf über 80 Millionen an. Außerdem gab es in der
            DDR fast ausschließlich Normalarbeitsverhältnisse. 
         

         
            Abbildung 4

            Verteilung der Gesamtbevölkerung1

            In Millionen Personen

            [image: ]

            1  Gewichtete Werte; Unschärfen bei Solo-Selbständigen vor 1997 und Personen in Elternzeit/Mutterschutz
               vor 1990.
            

            2  Bis 1990 nur Westdeutschland.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Mit der Wiedervereinigung stieg die Bevölkerungszahl von 60 Millionen auf 80 Millionen
               Menschen.
            

         

         Auf die strukturelle Gliederung der Bevölkerung, etwa in Erwerbstätige und Nichterwerbstätige,
            hatte die Wiedervereinigung aber nur relativ geringe Auswirkungen (Abbildung 5). Dies liegt vornehmlich daran, dass die Menschen in Ostdeutschland nur etwa 20 Prozent
            der Gesamtbevölkerung ausmachten. Deutlich wird auch, dass die vieldiskutierte demografische
            Alterung der Bevölkerung sich bislang kaum ausgewirkt hat. Der Anteil der überwiegend
            nicht erwerbstätigen Jungen unter 18 Jahren und der der Alten über 67 Jahren ist kaum
            gestiegen. Deutlich erkennbar ist, dass in Deutschland insgesamt der Anteil der nicht
            erwerbstätigen Personen seit 1984 (bis 1990 nur Westdeutschland) zurückgegangen ist.
            Selbst im Vergleich zu 1990, als die Erwerbsbeteiligung auf dem Gebiet der DDR deutlich
            höher war als in der Bundesrepublik Deutschland, ist der Anteil der Erwerbsfähigen,
            die nicht erwerbstätig sind, kleiner geworden. 
         

         
            Abbildung 5

            Verteilung der Gesamtbevölkerung1

            In Prozent

            [image: ]

            1  Gewichtete Werte; Unschärfen bei Solo-Selbständigen vor 1997 und Personen in Elternzeit/Mutterschutz
               vor 1990.
            

            2  Bis 1990 nur Westdeutschland.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Die Wiedervereinigung hat die Erwerbsstruktur der Bevölkerung kaum beeinflusst.

         

         Der Blick auf die Erwerbsfähigen, hier operationalisiert als Gruppe der 18- bis 67-Jährigen,
            zeigt, dass der Anteil der Nichterwerbstätigen von 32 Prozent im Jahr 1984 (Westdeutschland)
            auf 20 Prozent im Jahr 2013 (Gesamtdeutschland) zurückgegangen ist (Abbildung 6). Der Rückgang der Vollzeiterwerbstätigkeit nach dem Jahr 1990, der mit einer hohen
            Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland einherging, ist seit dem Jahr 2006 wieder wettgemacht
            worden. Diejenigen Gruppen, die nicht zur Mitte der ArbeitnehmerInnen zählen (darunter
            auch die Solo-Selbständigen16) sind – gemessen an allen Erwerbsfähigen – moderat angewachsen.
         

         
            Abbildung 6

            Verteilung der erwerbsfähigen1 Bevölkerung
            

            In Prozent
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            1  Gewichtete Werte; Erwerbsfähige umfassen die Bevölkerung im Alter von als 18 bis
               67 Jahren. 
            

            2  Unschärfen bei Solo-Selbständigen vor 1997 und Personen in Elternzeit/Mutterschutz
               vor 1990.
            

            3  Bis 1990 nur Westdeutschland.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Der Anteil der Nichterwerbstätigen an allen Erwerbsfähigen ist seit 1984 deutlich
               gesunken.
            

         

         Dieser Befund ist kompatibel mit dem Phänomen, dass anormale Beschäftigung in den
            letzten Jahrzehnten zugenommen hat; was oft mit einer zunehmenden Prekarisierung der
            Arbeitswelt gleichgesetzt wird. Üblicherweise werden die Anteile der unterschiedlichen
            Beschäftigungstypen nicht auf alle Erwerbsfähigen bezogen, sondern nur auf die Erwerbstätigen.
            Damit wird die Strukturveränderung innerhalb der aktiv Beschäftigten umrissen; ausgeblendet
            wird indes, dass sich in Bezug auf die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter der Anteil
            der Personen in Normalarbeitsverhältnissen im Vergleich von 1984 zu heute praktisch
            nicht verändert hat. 
         

         Zählt man nur Voll- und regulär Teilzeiterwerbstätige zu den normal Beschäftigten,
            ging ihr Anteil an allen Erwerbstätigen von 85 Prozent im Jahr 1984 auf 76 Prozent
            im Jahr 2013 zurück (Abbildung 7). Betrachtet man stattdessen alle Erwerbsfähigen, liegt der Anteil der normal Beschäftigten hingegen 2013 mit 54 Prozent sogar etwas
            höher als im Jahr 1984 mit 51 Prozent (Abbildung 6). 
         

         
            Abbildung 7

            Verteilung der erwerbstätigen Personen1

            In Prozent

            [image: ]

            1  Gewichtete Werte; Unterschätzung der Solo-Selbständigen vor 1997.

            2  Bis 1990 nur Westdeutschland.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Der Anteil der normal Beschäftigten an allen Erwerbstätigen ist in den vergangenen
               Jahrzehnten etwas zurückgegangen.
            

         

         Anteil unregelmäßig und geringfügig erwerbstätiger Personen an allen Erwerbstätigen
            auf vergleichsweise geringem Niveau
         

         Geringfügig Beschäftigte (seit 2003 sogenannte Mini-JobberInnen) sind abhängig Beschäftigte,
            deren Monatslohn einen bestimmten Betrag nicht überschreitet (zurzeit 450 Euro; 1984
            waren es 390 DM) oder die unregelmäßig und jeweils nur für kurze Zeit erwerbstätig
            sind.17 Sie erwerben nur geringe Ansprüche an die sozialen Sicherungssysteme. Nur der Arbeitgeber
            zahlt Steuern und Beiträge zu den Sozialversicherungen. Die Grenzen zur Schwarzarbeit
            sind in der Realität fließend.
         

         In den Auswertungen wurden die ausschließlichen Mini-JobberInnen den sonstigen Erwerbstätigen
            zugerechnet, die nicht zur Mitte der ArbeitnehmerInnen zählen.18 Betrachtet man die Mini-JobberInnen indes als eigene Gruppe, zeigt sich ein deutlicher
            Anstieg seit den 90er Jahren, insbesondere nach dem Jahr 2002, als die Reform geringfügiger
            Beschäftigungsverhältnisse wirksam wurde (Abbildung 8). Allerdings machen auch heute noch ausschließliche Mini-JobberInnen nur einen kleinen
            Anteil an allen Erwerbsfähigen aus.
         

         
            Abbildung 8

            Unregelmäßig oder geringfügig erwerbstätige Personen1

            Anteil an allen Erwerbsfähigen2 in Prozent

            [image: ]

            1  Gewichtete Werte; Unschärfen bei Solo-Selbständigen vor 1997 und Personen in Elternzeit/Mutterschutz
               vor 1990.
            

            2  Bevölkerung im Alter von als 18 bis 67 Jahren.

            3  Bis 1990 nur Westdeutschland.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Gemessen an allen Erwerbsfähigen machen Mini-JobberInnen nur einen keinen Anteil aus.

         

         Ohne Zweifel befinden sich Personen, die ihren Lebensunterhalt ausschließlich aus
            den Einkünften eines Mini-Jobs bestreiten, in einer prekären Lebenssituation, wenn
            sie nicht auf Vermögenseinkommen zurückgreifen können. Nicht wenige Mini-JobberInnen
            stocken ihr Einkommen mit Arbeitslosengeld II auf.19 Es ist allerdings nicht sinnvoll, alle Mini-JobberInnen als prekär Beschäftigte zu
            bezeichnen, da es etliche unter ihnen gibt, die in einem Haushalt leben, in dem mindestens
            ein/e normal Beschäftigte/r oder ein/e andere/r Erwerbstätige/r lebt. Auch Studierende,
            die einen Mini-Job ausüben, sind vielfach in einer schwierigen Lebenssituation. In
            einer tatsächlich prekären Situation befinden sich aber nur die Mini-JobberInnen (ohne
            Studierende), in deren Haushalten sonst keine BezieherInnen von Erwerbseinkommen leben.
            Diese Gruppe ist relevant und seit dem Jahr 1991 ist sie auch gewachsen, gemessen
            an allen Erwerbsfähigen war ihr Anteil mit etwa drei Prozent im Jahr 2013 jedoch nicht
            groß (Abbildung 9). 
         

         
            Abbildung 9

            Unregelmäßig und geringfügig erwerbstätige Personen ohne „weitere Versorgung“1

            Anteil an allen Erwerbsfähigen2 in Prozent
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            1  Gewichtete Werte; geringfügig erwerbstätige Personen (ohne Studierende), die nicht
               in Haushalten mit mindestens einer normal oder sonstig erwerbstätigen Person leben.
            

            2  Bevölkerung im Alter von 18 bis 67 Jahren.

            3  Unschärfen bei Solo-Selbständigen vor 1997.

            4  Bis 1990 nur Westdeutschland.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Der Anteil der prekär Beschäftigten ohne weitere Versorgung an allen Erwerbsfähigen
               ist seit 1991 zwar gestiegen, aber nur in geringem Maß.
            

         

         Solo-Selbständige sind weiterhin eine relativ kleine Gruppe

         Bei Solo-Selbständigen wird zwischen FreiberuflerInnen und Selbständigen (jeweils
            ohne MitarbeiterInnen) unterschieden (Abbildung 10). Etwa die Hälfte der Solo-Selbständigen sind FreiberuflerInnen, die nicht per se
            prekär beschäftigt sind und zumindest teilweise ein ausreichendes oder gar hohes Einkommen
            erzielen.20 Die Bedeutung der Solo-Selbständigkeit hat über die Zeit zwar deutlich zugenommen,
            ein tiefgreifender Strukturwandel der gesamten Arbeitswelt, etwa durch Digitalisierung,
            ist momentan jedoch nicht erkennbar. Seit 2012 geht die Zahl der Solo-Selbständigen
            sogar leicht zurück.21

         
            Abbildung 10

            Solo-Selbständige

            Anteil an allen Erwerbsfähigen1 in Prozent
            

            [image: ]

            1  Gewichtete Werte; Erwerbsfähige umfassen die Bevölkerung im Alter von als 18 bis
               67 Jahren.
            

            2  Bis 1990 nur Westdeutschland.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            Die Bedeutung der Solo-Selbständigen hat über die Zeit leicht zugenommen.

         

         Anteil der Haushalte mit normalen ArbeitnehmerInnen blieb weitgehend konstant

         Um die soziale Lage der Erwerbstätigen besser beurteilen zu können, ist ihr Haushaltskontext
            zu beachten. In den Blick genommen wird, in wie vielen Haushalten mindestens ein/e
            ArbeitnehmerIn mit einem Normalarbeitsverhältnis lebt. 
         

         Der Anteil der Haushalte mit mindestens einem/r normalen ArbeitnehmerIn an allen Haushalten
            liegt seit dem Jahr 1984 durchweg über 50 Prozent (Abbildung 11). Der Rückgang von 61 Prozent im Jahr 1984 auf 52 Prozent im Jahr 2013 hängt mit
            der Alterung der Bevölkerung zusammen. Schließt man Haushalte mit ausschließlich älteren
            Menschen (über 67 Jahren) aus der Betrachtung aus, findet sich seit 1984 in durchweg
            in zwei Dritteln der Haushalte ein/e ArbeitnehmerIn in einem Normalarbeitsverhältnis.
            Allerdings ist der Anteil von etwa 76 Prozent (Westdeutschland) auf 69 Prozent (Gesamtdeutschland)
            zurückgegangen (Abbildung 12). Eine stark um sich greifende Prekarisierung ist auf Haushaltsebene daher in dieser
            Hinsicht nicht erkennbar.
         

         
            Abbildung 11

            Haushalte mit mindestens einem/r normalen ArbeitnehmerIn1

            Anteil in Prozent

            [image: ]

            1  Gewichtete Werte; bis 1990 nur Westdeutschland.

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            In der Mehrheit der Haushalte lebt mindestens eine normal beschäftigte Person.

         

         
            Abbildung 12

            Haushalte mit erwerbsfähigen Personen und mindestens einem/r normalen ArbeitnehmerIn1

            Anteil in Prozent

            [image: ]

            1  Gewichtete Werte; ohne Haushalte, deren Mitglieder alle über 67 Jahre sind, bis
               1990 nur Westdeutschland.
            

            Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

            © DIW Berlin 2016

            In durchgehend etwa zwei Drittel der Haushalte, in denen erwerbsfähige Personen leben,
               ist mindestens eine Person normal beschäftigt. 
            

         

         Schlussfolgerungen

         Gemessen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ist der Anteil von ArbeitnehmerInnen
            in den hier betrachteten Normalarbeitsverhältnissen seit Mitte der 80er Jahre (damals
            nur Westdeutschland betrachtet) nicht zurückgegangen. Er liegt im Gegenteil recht
            stabil bei etwa 60 Prozent.22 Zurückgegangen ist der Anteil jener, die im erwerbsfähigen Alter (18 bis 67 Jahre)
            keiner Erwerbstätigkeit nachgehen (der Anteil sank von fast einem Drittel auf etwa
            20 Prozent). Auch wenn es unter den Erwerbstätigen mit Blick auf die Normalarbeitsverhältnisse
            durchaus Verdrängungseffekte gab, ist durch diese Entwicklung die normale Beschäftigung
            in Voll- oder Teilzeit nicht geringer geworden. 
         

         Es hat – wie gesagt – unter den Erwerbstätigen eine Strukturverschiebung gegeben:
            Während in den 80er Jahren in Westdeutschland Solo-Selbständigkeit und Mini-Jobs (beziehungsweise
            geringfügige Beschäftigung) nur eine kleine Rolle spielten, ist ihre Bedeutung in
            der Arbeitswelt gewachsen. Zuwächse gab es ebenfalls bei der Leiharbeit, der jedoch
            reguläre und dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse zugrunde liegen können. Bei der
            Beurteilung der Arbeitswelt muss auch berücksichtigt werden, dass es inzwischen deutlich
            mehr ArbeitnehmerInnen gibt, die nach Deutschland pendeln. VertragsarbeitnehmerInnen,
            SaisonarbeiterInnen und im informellen Sektor tätige Pflegekräfte verändern das Bild
            der Arbeitswelt – ohne jedoch die Erwerbstätigkeit der InländerInnen direkt zu beeinflussen.
         

         Es sei auch betont, dass trotz der unverändert zentralen Bedeutung normaler Voll-
            und Teilzeitarbeit die in der Mitte der Arbeitnehmerschaft erzielten Löhne unter Druck
            geraten sind. Es gibt nicht weniger normale ArbeitnehmerInnen, aber deren Einkommenssituation
            ist vielfach ungünstiger geworden.23

         Der Anstieg der nicht normalen oder atypischen Beschäftigung ist keineswegs einer
            Art naturgesetzlichen Wandels hin zu einer Risikogesellschaft zu verdanken,24 sondern lässt sich mit Entwicklungen erklären, die auf politische Entscheidungen
            in Deutschland zurückgehen. Dazu zählen insbesondere die Reformen im Rahmen der Agenda
            2010: Die Liberalisierung der Arbeitnehmerüberlassung, die Lockerung der Regelungen
            bei den Mini-Jobs, wodurch diese Beschäftigungsform deutlich zugenommen hat,25 oder die zeitweilig starke Subventionierung arbeitsloser ExistenzgründerInnen. All
            das fand zu Zeiten hoher Arbeitslosigkeit statt und stimulierte die Ausweitung von
            nicht normalen Arbeitsverhältnissen. Die Subventionierung von Existenzgründungen ist
            inzwischen zurückgefahren worden und die Privilegierung der Mini-Jobs könnte abgeschafft
            werden.26

         Es gibt weiterhin Sachverhalte, die sich nicht förderlich auf normale Arbeitsverhältnisse
            auswirken: 
         

         Erstens gibt es nach wie vor kein ausreichendes Angebot an Kinderbetreuung,27 mit der Folge, dass oft nicht beide Elternteile – und vor allem kaum Alleinerziehende –
            einer normalen Beschäftigung nachgehen können. Zweitens wurde das BAFöG in realer
            Betrachtung so weit zurückgefahren, dass auch Studierende aus weniger einkommensstarken
            Familien heute nicht mit einer Förderung rechnen können und oftmals in Mini-Jobs arbeiten
            müssen, um ihr Studium zu finanzieren. Drittens sind Selbständige bisher nicht in
            die gesetzliche Altersvorsorge und in die Unfallversicherung einbezogen. Das könnte
            dazu geführt haben, dass eine selbständige Beschäftigung aufgenommen und weitergeführt
            wurde, ohne dass damit Einkommen erzielt werden können, mit denen auch für das Alter
            vorgesorgt werden kann. Die erstgenannten zwei Entwicklungen könnten auch umgekehrt
            werden und für bislang nicht entsprechend abgesicherte Selbständige könnte eine Versicherungspflicht
            für Alter und Unfall eingeführt werden. Damit könnten Anreize gesetzt werden, um prekäre
            Beschäftigung unattraktiver zu machen und stattdessen normale Beschäftigung entstehen
            zu lassen. 
         

         Prekäre Beschäftigung in erheblichem Ausmaß gibt bei AusländerInnen. Diese wird aber
            oft gar nicht wahrgenommen und taucht zum Teil auch nicht in den Statistiken auf:
            VertragsarbeitnehmerInnen aus dem Ausland, die zum Teil unter unwürdigen Bedingungen
            in Deutschland arbeiten und leben, Saisonarbeitskräfte für die Spargel- und Obsternte
            und schließlich Tausende von Frauen, die Haushalts- und Pflegetätigkeiten „freiberuflich“
            ausüben. Diesen Gruppen fehlt aber eine durchsetzungsstarke Vertretung in Deutschland.
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            Typical Employment Subject to Mandatory Social Security Contributions Remains the
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            Abstract: Since the 1980s, in (West)Germany has been a substantial decline in the number of
               people of working age who are not in paid employment. Accordingly, the share of 18-
               to 67-year-olds without a job has also fallen. This increase in employment figures
               primarily benefited those in marginal employment or solo entrepreneurs and had less
               of an impact on those in typical employment. In fact, the present analysis, based
               on data from the Socio-Economic Panel (SOEP) study, shows that there has been no decline
               in the share of those of working age who are in typical employment. However, individuals
               in atypical employment are exposed to some very specific risks. There are various
               possible measures that may help counteract this type of employment, including abolishing
               the special legislation on “mini-jobs” (salary of up to 450 euros per month), expanding
               childcare options, and introducing mandatory retirement and accident insurance for
               the uninsured self-employed.
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         Acht Fragen an Gert G. Wagner

         »Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist alles andere als ein Auslaufmodell«

         Prof. Dr. Gert G. Wagner, Mitglied des Vorstands am DIW Berlin

         
            	Herr Wagner, der Soziologe Ulrich Beck hat in den 80er Jahren in seinem Buch „Risikogesellschaft“
               unterstellt, sozialversicherungspflichtige Beschäftigung werde sinken und die „prekäre“
               Beschäftigung steigen. Ist es so gekommen? Nein. Prekäre Beschäftigungsverhältnisse kommen zwar insbesondere seit der Jahrtausendwende
                  häufiger vor, trotzdem ist die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nicht geschrumpft.
                  In den letzten Jahren hat sie sogar deutlich zugenommen.

            	Wie passt das zusammen? Ganz einfach: Mehr Menschen sind erwerbstätig. Und viele derer, die das früher nicht
                  gewesen wären, sind heute zwar, wie man das sagt, prekär beschäftigt. Allerdings ging
                  die Ausweitung der Jobs in diesem Bereich nicht zulasten der normalen Beschäftigung.

            	Gilt das für Männer und Frauen gleichermaßen? Beim Rückgang der Nichterwerbstätigkeit handelt es sich im Wesentlichen um einen Rückgang
                  bei den Frauen, die früher eher haushaltsführend waren. Das war übrigens auch eine
                  durchaus riskante Lebensform!

            	Wie groß ist hierzulande der Anteil normaler Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer? Die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und Beamten machen ungefähr die Hälfte
                  aller erwerbsfähigen Personen aus. Gemessen an den tatsächlich erwerbstätigen Personen
                  liegt ihr Anteil sogar noch deutlich höher. Die vielfach diskutierte Leiharbeit macht
                  nur etwa zwei Prozent aller Erwerbstätigen aus. Und befristete Beschäftigung gab es
                  auch schon in den 80er Jahren: Seit 2000 liegt der Anteil – gemessen an allen Beschäftigten – konstant bei etwa zwölf bis 13 Prozent. Für besonders
                  wichtig halte ich, dass der Anteil der Haushalte, in denen mindestens eine Person
                  im erwerbsfähigen Alter und mindestens eine Person sozialversicherungspflichtig oder
                  als Beamter tätig ist, bei etwa zwei Dritteln liegt. 

            	Wie ist die Entwicklung im Bereich der prekär Beschäftigten? Nach der Jahrtausendwende war ein Anstieg insbesondere bei Solo-Selbständigkeit und
                  geringfügiger beziehungsweise unregelmäßiger Nebenbeschäftigung zu beobachten. Mittlerweile kann man aber davon ausgehen, dass dieser Anteil
                  seit Jahren konstant ist. Die Soloselbständigkeit ist in den vergangenen Jahren sogar
                  zurückgegangen.

            	Wie ist das zu erklären? Die Soloselbständigkeit wurde ja gewissermaßen erfunden und gefördert, als wir eine
                  hohe Arbeitslosigkeit hatten. Das ist nicht mehr der Fall, und Soloselbständige nutzen
                  heutzutage die Chance, wieder in eine reguläre sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
                  zurückzukehren. 

            	Die Politik hat seit der Jahrtausendwende für eine Ausbreitung von Minijobs gesorgt.
               Wie beurteilen Sie diese Maßnahme? Es war meiner persönlichen Meinung nach niemals notwendig, dass man diese Ausweitung
                  angestrebt hat. Meines Erachtens sollte man die Privilegierung von Minijobs schlicht
                  und einfach abschaffen. Sie stellen für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine
                  Falle dar. Wenn man erst einmal in einem Minijob ist, ist es erfahrungsgemäß nicht
                  so einfach, da herauszukommen. Zudem wird ein großer Teil der Minijobs von Studierenden
                  ausgeübt. Unter den gegebenen Rahmenbedingungen ist das für diese vernünftig und notwendig.
                  Hier schlage ich vor, dass die Ausbildungsförderung erhöht werden sollte, damit Studierende
                  nicht nebenbei arbeiten müssen, sondern schnell ihr Studienziel erreichen können.

            	Glauben Sie, dass das Angestelltenverhältnis auch in Zukunft das normale Arbeitsverhältnis
               sein wird, oder sehen Sie Tendenzen, dass sich andere Entwicklungen aufzeigen? Ich persönlich bin davon überzeugt, dass das normale Angestelltenverhältnis auch die
                  Normalität bleiben wird, und zwar ganz überwiegend. Vieles, was jetzt über „Crowd Worker“ oder
                  die „Gig Economy“ gesagt wird, ist meines Erachtens eher ein Phänomen des Feuilletons. Was aber nicht bedeutet, dass man die soziale Vorsorge für Selbständige nicht
                  verbessern sollte: Ich persönlich erachte eine Versicherungspflicht für Unfälle und eine verpflichtende Altersvorsorge als sinnvoll. Selbständige, die nicht ohnehin
                  schon abgesichert sind, wie viele Freiberufler und Handwerker, könnten in die Unfall-
                  und Rentenversicherung einbezogen werden.Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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         Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf der Website des DIW Berlin.

      

   
      
         Schieferöl

         Rohölmarkt: US-amerikanisches Schieferöl schwächt Marktmacht der OPEC

         Von Aleksandar Zaklan und Claudia Kemfert

         In den USA ist die Förderung von Schieferöl aufgrund hoher Rohölpreise zu Beginn dieses
            Jahrzehnts sowie technologischer Fortschritte in den letzten Jahren stark gestiegen.
            Diese Entwicklung hat im Zusammenspiel mit einer dauerhaft hohen Ölförderung der OPEC-Staaten
            und einer stagnierenden globalen Ölnachfrage zu einem starken Preisverfall und einem
            beträchtlichem Lageraufbau geführt. Durch die im Vergleich zu konventionellen Fördermethoden
            deutlich kürzeren Förderzyklen beim Schieferöl erhöht sich insgesamt die Flexibilität
            des Ölangebots. Dies beschränkt die Möglichkeiten der OPEC-Staaten, durch einen strategischen
            Einsatz ihrer Produktionskapazitäten den Marktpreis zu beeinflussen. Der Ölpreis orientiert
            sich vielmehr zunehmend an den Durchschnittskosten der US-amerikanischen Schieferölförderung.
            Falls es nicht kurzfristig zu bedeutenden Angebotsausfällen kommt, ist derzeit nicht
            mit einem Anstieg der Ölpreise auf das hohe Niveau der letzten Jahre zu rechnen.
         

         Die Rohölpreise sind seit Mitte 2014 stark gesunken und befinden sich aktuell ungefähr
            auf dem Niveau vom Beginn des vergangenen Jahrzehnts (Abbildung 1). Dieser im Vergleich zum Durchschnitt der vergangenen zehn Jahre niedrige Ölpreis
            begünstigt die gesamtwirtschaftliche Entwicklung erdölimportierender Länder wie etwa
            Deutschland, während erdölexportierende Staaten teilweise beträchtliche wirtschaftliche
            Einbußen hinnehmen müssen.1 So nimmt beispielsweise Saudi-Arabien zum ersten Mal seit den frühen 90er Jahren
            einen Kredit bei internationalen Banken auf, um ein aufgrund gesunkener Öleinnahmen
            entstandenes Budgetdefizit zu decken. 
         

         
            Abbildung 1

            Spotmarktpreis1 für Rohöl
            

            In US-Dollar pro Fass

            [image: ]

            1  Sorte Brent am Handelsplatz London.

            Quelle: U.S. Energy Information Administration.

            © DIW Berlin 2016

            Derzeit bewegen sich die Preise auf dem Niveau vom Anfang des vergangenen Jahrzehnts.

         

         Da die Ölförderung jedoch in relativ wenigen Ländern konzentriert ist und die bedeutenden
            Volkswirtschaften in der Regel Nettoimporteure von Öl sind, ergibt sich aus der aktuellen
            Preisentwicklung insgesamt ein positiver Impuls für die globale Wirtschaftsleistung.
            Dieser Effekt speist sich insbesondere aus Wachstumsimpulsen für Industrieländer,
            während sich für Schwellenländer ein weniger positives Bild ergibt.2 Insbesondere die aktuell schwächere Konjunkturdynamik in China und Wachstumsschwächen
            in anderen Schwellenländern lassen kurzfristig kein starkes Wachstum der Ölnachfrage
            erwarten.
         

         Steigendes Ölangebot insbesondere durch Zuwächse im Irak und in den USA

         Seit Anfang 2012 ist das globale Ölangebot von circa 90 auf etwa 96 Millionen Fass
            pro Tag gestiegen. Während die Nachfrage nach Öl mit dieser Erhöhung des Angebots
            bis etwa Mitte 2014 Schritt hielt, besteht seitdem ein deutlicher Angebotsüberschuss,
            der mit einem beträchtlichen Lageraufbau und einem gleichzeitigen Preisverfall einher
            geht (Abbildung 2). Seit Anfang 2012 hat sich der Ölpreis von ungefähr 120 auf rund 40 US-Dollar pro
            Fass reduziert. Dieser Preisverfall ist die Folge einer Kombination von angebots-
            und nachfrageseitigen Einflüssen.3 Die hohen Lagerbestände stellen kurzfristig einen Puffer gegen einen wesentlichen
            Anstieg des durchschnittlichen Preisniveaus dar.
         

         
            Abbildung 2

            Globale Förderung, Verbrauch und Lagerzuflüsse von Erdöl

            In Millionen Fass pro Tag

            [image: ]

            Quelle: U.S. Energy Information Administration.

            © DIW Berlin 2016

            Seit Mitte 2014 übersteigt das Angebot die Nachfrage deutlich.

         

         Der überwiegende Anteil des Produktionsanstiegs seit 2012 ist auf Ausweitungen der
            Produktion in zwei Ländern zurückzuführen, nämlich im Irak und in den USA, während
            die Förderung in anderen großen ölproduzierenden Ländern relativ stabil geblieben
            ist (Abbildung 3). Die Förderung im Irak ist seit Anfang 2012 von etwa 2,5 auf über vier Millionen
            Fass pro Tag gestiegen. Die irakische Regierung plant eine weitere Steigerung der
            Produktion auf etwa neun Millionen Fass pro Tag im Jahr 2020.4 Durch diesen Anstieg wurden beispielsweise bürgerkriegsbedingte Produktionsausfälle
            in Libyen mehr als ausgeglichen. In den restlichen Staaten der Organisation erdölexportierender
            Länder (Organization of the Petroleum Exporting Countries, OPEC) blieben die Fördermengen
            im gleichen Zeitraum weitgehend stabil. 
         

         
            Abbildung 3

            Ölförderung großer Produzentenländer

            In Millionen Fass pro Tag

            [image: ]

            Quelle: U.S. Energy Information Administration.

            © DIW Berlin 2016

            Die Ölförderung in den USA ist seit Anfang 2012 um fast 50 Prozent gestiegen.

         

         Die Ölförderung in den USA hat sich seit Anfang 2012 von gut sechs auf über neun Millionen
            Fass pro Tag erhöht. Diesem Anstieg liegt eine massive Ausweitung der Produktion von
            Schieferöl5 (Tight Oil) zu Grunde, während die konventionelle Förderung stagniert beziehungsweise rückläufig
            ist. Schieferöl macht aktuell etwa die Hälfte der Gesamtförderung der USA aus und
            hat somit auch stark an Bedeutung für den globalen Ölmarkt gewonnen.6

         Laufende Ölförderung überwiegend rentabel, aber sinkende Investitionen

         Aufgrund des niedrigen Ölpreises stehen derzeit sämtliche Ölanbieter unter Druck.
            Niedrige Preise können sich auf zweierlei Art auf das Ölangebot auswirken. Zum einen
            kann die aktuelle Ölproduktion bereits bestehender Förderanlagen unrentabel und deshalb
            gedrosselt werden; zum anderen senken geringe Preise die Anreize, in neue Förderkapazität
            zu investieren, was mittelfristig zu einem verknappten Ölangebot führen kann. 
         

         Beim derzeitigen Preisniveau von etwa 40 US-Dollar pro Fass ist laut Branchenangaben
            mit nur geringen Kürzungen der laufenden Produktion zu rechnen.7 Zum einen liegen die kurzfristigen Grenzkosten der konventionellen Förderung sowie
            der Schieferölproduktion größtenteils unter dem aktuellen Marktpreis, so dass sich
            die Produktion meist weiterhin rentiert. Zum anderen können Unterbrechungen und spätere
            Wiederaufnahmen der Ölförderung hohe Zusatzkosten verursachen. Um diese zu vermeiden
            können Produzenten bereit sein, kurzfristig auch Verluste in der laufenden Förderung
            hinzunehmen. 
         

         Die derzeit niedrigen Preise dürften sich jedoch insgesamt negativ auf das Investitionsverhalten
            auswirken.8 In der konventionellen Förderung ist mit sinkenden Investitionen zu rechnen, mit
            den beiden wichtigen Ausnahmen Irak9 sowie Iran, der nach Ende der internationalen Wirtschaftssanktionen seine Ölproduktion
            ebenfalls deutlich erhöhen will.10 Im vormals besonders dynamisch wachsenden Schieferölbereich ist die Investitionstätigkeit
            seit Anfang 2015 deutlich gesunken. Dies zeigt sich an der sinkenden Anzahl aktiver
            horizontaler Bohranlagen in Nordamerika, der in der Schieferölproduktion verwendeten
            Bohrtechnologie (Abbildung 4). Dieser Rückgang an Investitionen macht sich mittlerweile auch im Produktionsniveau
            bemerkbar: die US-amerikanische Gesamtförderung stagniert derzeit (Abbildung 3). 
         

         
            Abbildung 4

            Anzahl aktiver horizontaler Bohranlagen1 in Nordamerika
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            1  Zur Erschließung von Schieferöl- und -gasquellen.

            Quelle: Baker Hughes.

            © DIW Berlin 2016

            Die zuletzt abnehmende Zahl von Bohranlagen spiegelt eine sinkende Investitionstätigkeit
               wider.
            

         

         Kurze Förder- und Investitionszyklen bei Schieferöl 

         In einem von konventioneller Förderung dominierten Ölsektor reagiert die Ölproduktion
            nur mit beträchtlicher Verzögerung auf neue Investitionen, da die Erschließung neuer
            konventioneller Ölquellen mit hohen Fixkosten und langen Vorlaufzeiten verbunden ist.
            Sobald eine Quelle erschlossen ist, wird im Regelfall Jahrzehnte lang gefördert. Aufgrund
            dieser langen Zeiträume und typischerweise hoher Gesamtinvestitionen beruhen Investitionsentscheidungen
            auf längerfristigen Marktprognosen, die erheblichen Unsicherheiten unterliegen. Neue
            Produktionskapazität wird nur bei einer hohen Wahrscheinlichkeit, dass das zusätzliche
            Angebot zu rentablen Preisen abgesetzt werden kann, bereit gestellt. Diese Faktoren
            sorgen für eine geringe kurzfristige Angebotselastizität im Ölmarkt, das heißt die
            (unter der Annahme eines perfekten Wettbewerbs) angebotene Menge reagiert in der kurzen
            Frist nur in geringem Umfang auf eine Preisänderung.11 Gleichzeitig können aufgrund einer ebenfalls geringen kurzfristigen Preiselastizität
            der Ölnachfrage durch geringe Angebotsveränderungen große Preisbewegungen verursacht
            werden. Dadurch erlangen Produzenten, die ungenutzte Produktionskapazitäten vorhalten,
            die Möglichkeit, durch strategische Nutzung dieses Reservepotenzials als sogenannte
            Swing Producer den Ölpreis zu beeinflussen. In den vergangenen Jahrzehnten nahm die OPEC eine solche
            Rolle ein. 
         

         Bei der Schieferölförderung ist der Förderzyklus einer einzelnen Quelle jedoch deutlich
            kürzer. Die Erschließung einer Quelle von der Bohrung bis zur Förderung kann in einem
            Zeitraum von unter sechs Monaten erfolgen. Zudem ist jede erschlossene Quelle deutlich
            rascher erschöpft. Der Großteil der förderbaren Gesamtmenge wird innerhalb der ersten
            zwei bis drei Jahre produziert.12 Schieferölproduzenten tragen aufgrund dieses überschaubareren Produktionszyklus ein
            geringeres Preisrisiko als längerfristiger orientierte konventionelle Förderer. Wegen
            dieses kürzeren Planungshorizonts können Schieferölproduzenten mit ihrem Investitionsverhalten
            deutlich schneller auf Preisänderungen reagieren. Aufgrund des mittlerweile beträchtlichen
            Marktanteils von Schieferölproduzenten wird das globale Ölangebot daher insgesamt
            elastischer. 
         

         Schieferölförderung in den USA schwächt Marktmacht der OPEC

         Diese höhere Flexibilität insbesondere der US-amerikanischen Anbieter im Ölmarkt beschränkt
            die Marktmacht der strategischen OPEC-Produzenten, die bisher als einzige kurzfristig
            ihr Angebot nennenswert anpassen konnten. Sollten OPEC-Förderer durch eine Angebotsverknappung
            den Preis nach oben treiben, könnten Schieferölproduzenten die entstehende Angebotslücke
            rasch füllen. Dies ist eine mögliche Erklärung für die Zurückhaltung der OPEC, ihre
            Fördermengen zu senken, um den Preis zu stützen. Strategische Anbieter könnten jedoch
            auch versuchen, Schieferölproduzenten durch ein beständig hohes Angebot konventionell
            geförderten Öls dauerhaft aus dem Markt zu drängen.13 Die weiterhin hohe Produktion der OPEC trotz geringer Preise lässt auch diese Interpretation
            zu. 
         

         Es ist jedoch fraglich, wie erfolgversprechend ein solches Vorgehen der OPEC wäre.
            Zwar haben amerikanische Schieferölproduzenten aufgrund der niedrigen Preise ihre
            Investitions- und Produktionspläne nach unten revidiert.14 Zudem ist nach Branchenangaben eine Reihe von Schieferölfirmen in eine finanzielle
            Schieflage geraten.15 Jedoch hat die Phase niedriger Preise auch zu beträchtlichen Effizienzsteigerungen
            in der Schieferölproduktion geführt, so dass sich die Durchschnittskosten von Schieferölprojekten
            mittlerweile in einer Spanne von 40 bis 60 US-Dollar pro Fass Rohöl bewegen, in besonders
            rentablen Teilen bestimmter Förderregionen sogar unterhalb dieses Niveaus.16

         Bei den gegenwärtigen Rohölpreisen ist zwar zunächst von einem Rückgang der Schieferölförderung
            auszugehen, jedoch nicht von einem dauerhaften Rückzug der Schieferölproduzenten.
            Daher muss die OPEC dauerhaft mit einem Verlust von Marktmacht rechnen. Somit dürften
            künftige Preisanstiege sich mittelfristig an den Durchschnittskosten der Schieferölproduzenten
            orientieren. 
         

         Spannungen zwischen wichtigen Förderländern schwächen Handlungsfähigkeit der OPEC
            zusätzlich
         

         Die aktuellen Entwicklungen im Ölmarkt gehen mit verstärkten politischen Spannungen
            zwischen Saudi-Arabien und Iran einher, zwei wichtigen Produzentenländern und Gründungsmitgliedern
            der OPEC. Der Iran drängt generell auf einen größeren politischen Einfluss im Nahen
            Osten, was zu Konflikten mit Saudi-Arabien führt. So stehen sich Saudi-Arabien und
            der Iran aktuell unter anderem in den Konflikten im Jemen und in Syrien gegenüber.
         

         Diese geopolitischen Spannungen sowie der Wunsch des Iran, nach Aufhebung der internationalen
            Sanktionen seinen früheren Marktanteil am Ölmarkt wiederzuerlangen, schwächt die Handlungsfähigkeit
            der OPEC weiter. So blieb der Iran – im Gegensatz zu anderen OPEC-Staaten sowie Russland –
            einem kürzlich in Doha abgehaltenen Sondergipfel der größten Ölexporteure fern, der
            die Festlegung von Produktionsobergrenzen zum Ziel hatte. Daraufhin scheiterte der
            Gipfel. 
         

         Fazit

         Der Ölmarkt hat sich in den letzten Jahren verändert. Global ist die Ölförderung deutlich
            angestiegen, vor allem durch Produktionsausweitungen in Ländern wie dem Irak und den
            USA. Andere Förderländer haben ihre Produktion im Gegenzug nicht gedrosselt, wodurch
            es zu einem Überangebot an Öl und zu einem stark gesunkenen Ölpreis gekommen ist.
            Der Schieferölsektor in den USA steht in Folge des niedrigen Ölpreises unter Druck,
            so dass dort kurzfristig mit einem moderaten Rückgang der Förderung zu rechnen ist.
            Jedoch ist aufgrund von Kostensenkungen bei der Schieferölproduktion auch weiterhin
            mit der Präsenz dieser Produzenten auf dem Weltmarkt zu rechnen. 
         

         Selbst im Fall einer steigenden globalen Ölnachfrage oder moderater temporärer Produktionsausfälle
            in manchen Förderländern wäre angesichts hoher Lagerbestände und schnell realisierbarer
            Kapazitätsausweitungen bei der Schieferölproduktion kurzfristig nicht von einer Rückkehr
            zu den hohen Preisen zu Beginn dieses Jahrzehnts auszugehen. Allerdings ist aufgrund
            der derzeit schwachen Wirtschaftsentwicklung in vielen Schwellenländern momentan ohnehin
            nicht mit einem starken Anstieg der weltweiten Nachfrage nach Öl zu rechnen. 
         

         Durch die relativ flexible Schieferölproduktion in den USA wird die Marktmacht der
            OPEC im Vergleich zu den vergangenen Jahrzehnten geschwächt. Die OPEC wird künftig
            weniger in der Lage sein, Ölpreise durch strategische Produktionsänderungen zu beeinflussen.
            Der Wettbewerb im Ölmarkt nimmt somit zu. Mittelfristig ist daher zu erwarten, dass
            sich der Ölpreis eher an den Durchschnittskosten der Schieferölproduzenten orientiert
            als an den Aktivitäten der OPEC-Staaten.Aktuell wird die Handlungsfähigkeit der OPEC
            zusätzlich durch die politischen Spannungen zwischen Saudi-Arabien und dem Iran eingeschränkt.
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            Crude Oil Market: U.S. Tight Oil Weakening OPEC’s Market Power

            Abstract: U.S. tight oil production has increased substantially in recent years, driven by
               the high crude oil prices at the beginning of the decade as well as technological
               progress. Combined with the high production levels of OPEC countries, this development
               has led to a strong price decrease and a considerable growth of oil inventories. Due
               to its shorter production cycles compared to conventional methods, tight oil production
               increases the flexibility of the overall oil supply, which limits the ability of OPEC
               countries to influence market prices by strategically adjusting the volumes they supply
               to the market. Instead, the global oil price will increasingly tend to align with
               the average costs of U.S. tight oil producers. Assuming no major short-term disruptions
               on the supply side, a return to the high prices of recent years appears unlikely.
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         Am aktuellen Rand von Stefan Bach
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         Erbschaftsteuer: Die bayerische Demontage

         Dr. Stefan Bach, wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung Staat am DIW Berlin
Der Beitrag gibt die Meinung des Autors wieder.
         

         „Die Erbschaftsteuer dient auch dem Zwecke, die Ansammlung von Riesenvermögen in den
               Händen einzelner zu verhindern.“ Hört sich an wie Karl Marx oder Thomas Piketty, steht aber so in Artikel 123, Absatz 3,
            Satz 1 der Verfassung des Freistaates Bayern.
         

         Das ist bemerkenswert, bemüht sich doch die bayerische Landesregierung seit Jahren
            nach Kräften, die Erbschaftsteuer als letzte verbliebene Steuer auf hohe Vermögen
            zu demontieren. Bei der Reform 2008 drohten die maßgeblichen CSU-Granden mit einer
            Abschaffung der Erbschaftsteuer und setzten großzügige Privilegien für Familienheime
            und Unternehmensübertragungen durch. Seitdem werden Riesenvermögen gering bis gar
            nicht belastet, während Normalbürger auf größere Immobilien- und Finanzvermögen schnell
            spürbare Erbschaftsteuer bezahlen, vor allem, wenn sie von entfernteren Verwandten
            oder Freunden stammen. Belastet werden die „Sandwichbürger“ der oberen Mittelschicht
            und der unteren Oberschicht, also durchaus wohlhabend, aber nicht wirklich reich an
            Geld, Macht und Einfluss, und daher gut vom Fiskus zu schröpfen.
         

         Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber aufgefordert, bis Mitte 2016 die
            Vergünstigungen bei der Übertragung großer Unternehmensvermögen neu zu regeln. Dabei
            unterstützen die CSU-Politiker tatkräftig die Wirtschaftsverbände in ihrem zähen Abwehrkampf
            gegen die Einschränkung der Steuerprivilegien. Nachdem sich in der Großen Koalition
            ein mühevoller Kompromiss abzeichnete, intervenierte die CSU-Spitze im Februar und
            verlangte weitere Erleichterungen wie die Ausweitung von Bewertungsabschlägen und
            Investitionsklauseln oder die Nichteinbeziehung von Privatvermögen.
         

         Sind schon die vorliegenden Kompromisslinien bedenklich, da sie die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts
            recht weit dehnen, so würden die neuen Forderungen der CSU mit großer Wahrscheinlichkeit
            in Karlsruhe scheitern.
         

         Bricht die bayerische Staatsregierung die Verfassung des Freistaates? Nun ist Papier
            bekanntermaßen geduldig. Außerdem können Realpolitiker und Beamte nicht ständig mit
            der Verfassung unter dem Arm herumlaufen, um einen früheren Bundesinnenminister aus
            Bayern zu zitieren. Vor allem muss man sehen: CSU und bayerische Staatsregierung verfolgen
            mit der systematischen Demontage der Erbschaftsteuer ureigene bayerische Interessen.
            Wenn ein Teil der Steuermehreinnahmen über den Finanzausgleich an die ärmeren Bundesländer
            abfließt, ist es ziemlich unattraktiv, den eigenen Wohlhabenden und Eliten unpopuläre
            Erbschaftsteuern abzuknöpfen.
         

         „Wir lassen das Geld im Lande“ wurde bereits vor Jahrzehnten der Ministerpräsident
            eines anderen süddeutschen Bundeslandes zitiert. Sein enorm populärer heutiger Nachfolger
            agiert im Prinzip ähnlich bei der Erbschaftsteuerreform. Nun ist es ja erfreulich
            zu sehen, dass Landespolitiker tatsächlich primär Landesinteressen vertreten, unabhängig
            von ihrer politischen Couleur. Aber die Umverteilung zwischen armen und reichen Bürgern
            und Regionen kommt dabei unter die Räder. Und das in Zeiten, in denen nur noch die
            Reichen reicher werden, die Unter- und Mittelschichten seit 15 Jahren kaum noch Einkommenszuwächse
            erzielen und die Vermögensverteilung in Deutschland extrem ungleich ist.
         

         Fazit: Kleinstaaterei und Kirchturmpolitik funktionieren nicht bei Umverteilung zwischen
            Bürgern und Regionen. Die gehört auf die nationale Ebene und auch international koordiniert,
            siehe Steuergestaltungen und Steuerflucht. Ebenso müsste die Finanzverwaltung dringend
            auf Bundesebene organisiert werden. Denn dass man mit laschen Steuerprüfungen Standortpolitik
            betreiben kann, ist in Bayern auch schon seit Jahrzehnten bekannt.
         

      

   
      
         Rückblende: Im Wochenbericht vor 50 Jahren 

         Das italienische Nord-Süd-Problem in konjunktureller Sicht

         Wie kaum eine andere Industrienation hat sich Italien mit einem spezifischen Strukturproblem
            auseinanderzusetzen: den wirtschaftlichen Entwicklungs- und Niveauunterschieden seiner
            einzelnen Landesteile. Vom Beginn der italienischen Industrialisierung um 1880 bis
            in die Mitte unseres Jahrhunderts hat sich das Wohlstandsgefälle von den nordwestlichen
            Industrieprovinzen zu den übrigen Regionen, besonders den südlichen, insularen und
            östlichen Gebieten, in dem Maße verstärkt, wie das Expansionstempo im Nordwesten zunahm.
            Zwar wurde das Problem der relativen Verarmung zahlreicher Provinzen schon frühzeitig
            erkannt, doch waren die Bedingungen einer ökonomischen Nutzung des „Mezzgiorno“ für
            die Privatwirtschaft noch zu ungünstig, und auch der Saat ließ es bei Einzelaktionen
            bewenden. Erst seit 1950 – nach Überwindung der dringlichsten Kriegsfolgeprobleme
            – versucht die Regierung systematisch, das regionale Gefälle zu verringern. Diese
            Politik manifestierte sich in der Gründung von Finanzierungsinstituten für die Industrialisierung
            der unterentwickelten Gebiete sowie in einer Vielzahl von Gesetzen. Investitionen
            im Süden wurden begünstigt, zudem wurde es den staatlich kontrollierten Industrie-
            und Verkehrsgesellschaften zur Auflage gemacht, Werke im Süden zu errichten. So entstanden
            neue Industriezentren, vor allem in Apulien und Kampanien. Parallel zur Industrialisierung
            wurde eine Agrarreform durchgeführt, deren wichtigste Ergebnisse die Neuparzellierung
            und -verteilung eines Teiles des Großgrundbesitzes sowie die Beseitigung des feudalistischen
            „Halbpachtsystems“ waren.  
         

         aus dem Wochenbericht Nr. 19 vom 13. Mai 1966 
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